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China-Demo  in  Leipzig,  Juli  89  I 


Vorbemerkung 

Die  Ereignisse  in  China  im  Juni  '89, 
die  blutige  Niederwälzung  des  fried¬ 
lichen  Aufstandes  der  Chinesen,  die 
anschließenden  Massenverhaftungen,  To¬ 
desurteile  und  langjährigen  Haftstrafen  lösten 
damals  unter  den  Menschen  in  der  DDR  eine 
sehr  große  Betroffenheit  aus.  Denn  niederge¬ 
wälzt,  zerschlagen  wurde  damit  auch  unsere 
große  Hoffnung,  in  der  wir  uns  mit  dem  chi¬ 
nesischen  Volk  eins  fühlten:  die  Verwirkli¬ 
chung  der  Forderung  nach  Demokratie. 

Die  offiziellen  Verlautbarungen  der  DDR 
zu  den  Ereignissen  in  China  -  wie  sie  Egon 
Krenz  sogar  beim  Besuch  Oskar  Lafontaines 
äußern  konnte  -  sowie  die  Berichterstattung 
der  Medien  unterstützten  die  mordenden 
Herrscher  Chinas  und  bewiesen  damit  „ein  un¬ 
geheuerliches  Maß  an  bewußter  Ignoranz  ge¬ 
genüber  der  Unmcnschlichkcit  des  Vorgehens 
der  Machthaber  in  China“  (aus:, .Erklärung“ 
Ycrsch.  oppositioneller  Gruppierungen  der 
DDR,  Juni  ‘89).  Die  Staatsführung  machte 
damit  klar,  wie  sie  selbst  mit  Aufständischen 
umgeben  würde:  ebenso  brutal  mordend  wie 
die  Herrscher  in  China. 

Es  wuchs  die  Angst,  aber  mehr  noch  die 
Wut  und  das  Aufbegehren.  Von  oppositionel¬ 
len  Gruppen  wurden  Protestveranstaltungen 
und  Fürbittandachcen  durchgefiihrt,  Erklärun¬ 
gen  und  Eingaben  geschrieben;  und  auch  in 
verschiedenen  Betrieben  gab  es  Diskussionen, 
dabei  kam  es  vereinzelt  für  allzu  hartnäckige 
Frager  zu  Disziplinarstrafen.  Die  gesellschaftli¬ 
che  Situation  war  zum  Zerreißen  gespannt. 

Kirche  und  Staat  für  „allge¬ 
meine  Volksberuhigung“... 

In  dieser  Zeit  fand  vom  6.  bis  9.  Juni  89  der 
Kirchentag  in  Leipzig  statt. 

Schon  im  Vorfeld  war  cs  zu  starken  Ausein¬ 
andersetzungen  gekommen:  In  jener  Zeit  sich 
zuspitzender  gesellschaftlicher  Konflikte,  da 
selbst  der  Kirchentag  auf  wackligen  Füßen  vor 
der  Obrigkeit  stand,  wollte  die  Kirchenleitung 
jeglichen  Problemen  mit  der  Staatsführung  aus 
dem  Weg  gehen.  Sic  schloß  deshalb  fast  alle 
k  reiflichen  oppositionellen  Gruppen  von  einer 
aktiven  Teilnahme  am  Kirchentag  aus.  Dem 
Engagement  und  Mul  Christoph  Wonncbcr- 
evs  (Pfarrer  der  Leipziger  Lukaskirche)  ist  es 
zu  verdanken,  daß  kritische  Stimmen  doch 
noch  Raum  finden  konnten  -  in  der  Lukaskir¬ 
che  gesralteten  wir  unseren  eigenen,  den  statt- 
Kirchentag. 

Das  löste  Angst  aus,  beim  Staat  und  bei 
der  Kirche.  Hand  in  Hand  arbeiteten  sie 
gegen  uns:  „Durch  die  Leitung  des  Kir¬ 
chentages  ist  vorgesehen,  ein  Gespräch 
mit  Vertretern  der  am  ‘statt-Kirchcntag‘ 
beteiligten  Gruppen  durchzuführen,  um 
Konflikte  und  Störungen  des  Kirchenta¬ 
ges  zu  verhindern.  In  diesem  Gespräch  soll 
Konsistorialpräsident  STOLPE/Berlin  als 
Vermittler  aultreten.“  1 

Besondere  Angst  hatten  sie  vor  einer  öffent¬ 


lichen  Aktion,  die  über  die  Tore  der  Lukaskir¬ 
che  hinausgeht.  Es  wurde  uns  immer  wieder 
deutlich  gemacht,  daß  es  zu  einer  Demonstra¬ 
tion  auf  keinen  Fall  kommem  dürfe. 
...unterstützt 
von  Eppler  und  Gaus 

Und  nicht  nur  Staat  und  Kirche  hatten  sich 
auf  die  Linie  “allgemeine  Volksberuhigung“ 
eingeschworen,  auch  bundesdeutsche  Gäste 
spielten  mit:  „Die  Veranstaltung  ...  war  im  we¬ 
sentlichen  durch  sachliche  Äußerungen  von 
Erhard  F.PPLER/BRD  beeinflußt.  ...  Den 
Pfarrern  Edelbert  RICHTEIUErfürt  und  Chri¬ 
stoph  WONNEBERGER/Leipzig  gelang  es 
nicht,  über  provokative  Fragestellungen  EPP¬ 
LER  zu  politisch  negativen  Aussagen  zu  bewe¬ 
gen.1^,  „Durch  GAUS,  E.  EPPLER  und 
SCHMUDE  (Präses  der  Synode  der 
EKD,MdB  -  Anm.  d.  A.)  wurde  mehrfach  die 
Notwendigkeit  unterstrichen,  mit  dem  Kir¬ 
chentag  in  Leipzig  normales  kirchliches  Leben 
in  der  DDR  zu  signalisieren.  GAUS  wies  aus¬ 
drücklich  auf  die  Gefahren  einer  zu  starken 
einseitigen  und  gegen  die  offizielle  Rcgicrungs- 
politik  der  DDR  gerichteten  Politisierung  der 
Kirche  in  der  DDR  hin  und  wünschte  eine  rea¬ 
listischere  Darstellung  der  gesellschaftlichen 
Wirklichkeit  in  der  DDR  auf  dem  Kirchen¬ 
tag.^ 

Für  Gaus  also  sah  die  DDR- Wirklichkeit 
rosiger  aus  als  selbst  die  offiziellen  Kirchentags- 
Darstellungen. 

Insgesamt  äußerte  sich  die  Stasi  ausgespro¬ 
chen  wohlwollend  und  zufrieden  zum  Kir¬ 
chentag:  „Inhaltlich  waren  die  gegenwärtigen 
Schwerpunkte  der  feindlichen  Angriffe  zwar 
feststellbar,  aberstanden  nicht  im  Mittelpunkt 
des  KTK/KT  in  Leipzig.  Wertvoll  war  in  die¬ 
sem  Zusammenhang  auch  der  konstruktive 
Einsatz  gesellschaftlicher  Kräfte,  insbesondere 
von  Mitgliedern  der  CDU,  innerhalb  der  Ar¬ 
beitsgruppen  des  KTK.  die  durch  ihre  inhaltli¬ 
chen  Beiträge  zur  Versachlichung  der  Diskus¬ 
sionen  bcitrugen.“4 

Und  entsprechend  dem  sonstigen  Verlauf 
des  Kirchentages  war  auch  die  Abschlußveran¬ 
staltung:  An  den  brisanten  Fragen  der  Zeit  und 
den  Problemen  der  Menschen  vorbei  wurde  ins 
Leere  geredet.  Wenn  selbst  die  Stasi  schreibt: 
„Die  Veranstaltung  war  innerkirchlich  ausge- 
richtet  und  enthielt  keine  Angriffe  gegen  die 
staatliche  Ordnung“, 5  kann  man  sich  die 
Stimmung  vorstellen.  Wie  das  kleine  Kind,  das 
die  Augen  verschließt  und  glaubt,  dann  sei  cs 
selbst  nicht  mehr  zu  sehen,  so  glaubte  wohl 
auch  die  Kirche,  wenn  sie  sich  nicht  äußert  zu 
den  gesellschaftlichen  Konflikten,  dann  gäbe  cs 
wohl  auch  keine.  Vor  ihren  Türen  robte  das 
Feuer,  und  statt  zu  löschen,  nahmen  sie  Eis, 
um  die  Hitze  nicht  zu  spüren. 

”Nie  wieder  Wahlbetrug“  - 
„Demokratie“ 

So  kam  es  doch  noch  zu  der  gefürchteten 
Demonstration:  Einige  Mitarbeiterinnen 

kirchlicher  oppos.  Gruppierungen  (u.  a.  Gesi- 
ne  Oltmanns,  Uwe  Schwabe,  Kathrin  Hatten- 
haucr,  Rainer  Müller,  Michaela  Ziegs)  ergrif¬ 
fen  die  Initiative  -  sic  fertigten  während  der 
Veranstaltung  zwei  Plakate,  „Nie  wieder  Wahl¬ 


betrug!“  und  „Demokratie“  in  chinesischen 
und  deutschen  Schriftzeichen.  Darauf  hatten 
viele  gewartet,  die  kleine  Gruppe  schwoll 
immer  mehr  an,  und  binnen  kurzer  Zeit  waren 
es  mehrere  Flundcrt.  Auch  kirchliche  Ordner 
kamen  aufgeregt  angeeilr  und  diskutierten  hef¬ 
tig,  man  einigte  sich,  daß  die  Gruppe  an  einem 
Ort  bis  zum  Ende  der  Veranstaltung  bleibt. 
Nach  dem  Ende  des  Gottesdienstes  zogen  wir 
dann  zur  Tribüne.  Dort  mußten  wir  erleben, 
daß  kirchliche  Ordnungsmippen  uns  brural 
am  Besteigen  der  Treppe  hinderten.  Sie  waren 
nicht  besser  als  diese  Stasi-Büttel,  die  dich  aus 
einer  Demo  herauszerrten.  Und  wahrlich:  „Be¬ 
währt  hat  sich  das  Zusammenwirken  der  Si- 
chemngskräfte  mit  Verantwortlichen  der  Kir¬ 
che  zur  Durchsetzung  von  Ordnung  und  Si¬ 
cherheit.  Die  Kirche  haue  eitle  hohe  Anzahl 
kirchlicher  Ordner  im  Einsatz,  die  die  Erwar¬ 
tungshaltung  des  Staates  im  Sinne  von  Ord¬ 
nung  und  Sicherheit  verwirklichten“^ 

Die  „Demokratie“  also  sollte  nicht  zu 
sehen  sein  auf  dem  Kirchen-Podium. 

Erfolglos  wandten  wir  uns  ab  und  zogen 
mit  dem  Plakat,  das  durch  die  großen  chinesi¬ 
schen  Schriftzeichen  erheblich  Aufsehen  erreg¬ 
te,  in  Richtung  Ausgang. 

Ursprünglich  war  geplant,  das  Plakat  nur 
auf  dem  Kirchentagsgelände  zu  tragen  -  zu 
groß  war  die  Angst  vor  sinnlosen  Zusammen¬ 
stößen  mit  der  Polizei,  deren  Ergebnis  doch 
nur  viele  Zuführungen  und  damit  verbundene 
Sanktionen  gewesen  wären. 

Ein  erster  Schritt  zum  Herbst  89 

Doch  nun  entschlossen  wir  uns  zu  konse¬ 
quentem  Handeln  -  mir  der  „Demokratie“ 
zogen  wir  in  Richtung  Innenstadt.  Von  einem 
ersten  Polizeihubschrauber  ließen  wir  uns 
nicht  stören. 

Ungefahr  tausend  Menschen  umfaßte  die 
Gruppe,  und  was  das  eigentlich  Wichtige  und 
Hoffnungsvolle  daran  war:  Es  waren  „ganz 
normale  Menschen“.  Keine  Demo  alternativ- 
aufrührerischer  Jugendlicher,  sondern  Bürge¬ 
rinnen  und  Bürger,  die  endlich  Demokratie 
wollten  und  heute  die  Kraft  und  das  Vertrauen 
fanden,  das  öffentlich  zu  bekunden. 

Durch  eine  Straßenbahn  kam  es  zu  ersten 
Komplikationen.  Denn  aus  der  haltenden 
Bahn  sprang  plötzlich  ein  Trupp  von  Stasi- 
Männern,  die  den  Plakatträgern  die  „Demo¬ 
kratie“  entrissen.  Doch  Menschen  wurden 
nicht  in  die  Bahn  gezogen  -  wir  liefen  weiter, 
ohne  Plakat  -  aber  verknüpft  durch  ein  farbiges 
Bändernetz. 

Am  Pctcrsstcinwcg,  neben  dem  Polizeiprä¬ 
sidium,  zeigte  sich  dann  die  erste  Polizei- 
keite.  Mit  dem  Gummiknüppel  an  der 
Seite  harrten  die  Polizisten  der  Demon- 
strantlnnen,  die  doch  „nur“  Demokratie 
wollten.  Der  Zug  entging  der  Auseinan¬ 
dersetzung  indem  er  einfach  in  eine  Ne¬ 
benstraße  cinbog.  Doch  auch  an  deren 
Ende  zeigte  sich  nach  einiger  Zeit  eine  Po- 
lizcikcttc,  die  uns  wiederum  zu  einer  Weg¬ 
esänderung  zwang.  In  der  nächsten  Straße 
zeigte  sich  ein  Ausweg  -  die  Perrikirche. 

Nach  einer  Fürbittandacht  gingen  die 
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Amnesty  international: 
Die  Menschenrechtssituation 
in  China  „hat  sich  nicht 
grundlegend  geändert“ 


26  I<eufe  auseinander,  froh,  dem  Zusammenstoß 
mit  der  Polizei  entgangen  zu  sein.  Ein  kleine 
Gruppe  (u.  a.  Michaela  Zicgs,  Rainer  Müller, 
Kathrin  Walther)  mußte  noch  bleiben  -  der 
Pfarrer  der  Kirche  hatte  Zieslack,  den  Vorsit¬ 
zenden  des  Kirchcntagsaussthusscs,  infor¬ 
miert,  und  der  kam  sofort  herbeigeeilt,  um  uns 
ins  Gewissen  zu  reden.  Ob  er  wirklich  erst 
durch  den  Pfarrer  geholt  wurde,  bezweifle  ich 
heute,  denn  kaum  kann  ich  glauben,  was  ich 
im  Nachhinein  las:  „Eingesetzte  Kräfte  dräng¬ 
ten  die  Gruppe  (100  Personen)  (eine  starke 
Untertreibung  -  Anm.  d.  A.)  entsprechend 
einer  vorher  mit  der  Kirche  durch  die  Abtei¬ 
lung  Innere  Angelegenheiten  des  Rates  des  Be¬ 
zirkes  Leipzig  vorgenommene  Abstimmung  in 
die  dafür  in  der  Riemannstraßc  geöffnete  Pc- 
terskirche  ab.".7  Alles  vorher  geplant  und  mit 
der  Kirche  abgesprochen! 

Auch  am  Abend  des  damaligen  Tages  ereil¬ 
te  uns  eine  ziemliche  Enttäuschung: 

In  der  ARD-Rcportagc  rum  Kirchentag 
wurde  die  Demo  verschwiegen,  obwohl  das 
ARD-Team  alles  gefilmt  hatte.  Zu  heiß  - 
nicht  nur  im  Osten,  sondern  auch  im  We¬ 
sten.  Der  Bundesregierung  war  offensicht¬ 
lich  viel  an  der  Stabilität  der  DDR  gelegen. 

So  wurde  von  allen  Seiten  gegen  uns  gear¬ 
beitet,  doch  alle  Macht  war  endlich:  Sie 
konnten  nicht  verhindern,  daß  wir  mit  dieser 
Demonstration  ein  Zeichen  setzten,  das  Mut 
machte  -  nicht  nur  unter  den  Beteiligten.  Op¬ 
positionelle  Gruppen  mit  Bürgerinnen  und 
Bürgern  gemeinsam  auf  der  Straße,  damit  war 
ein  Anfang  gemacht.  Ein  erster  Schritt  hin  zu 
den  Großdemonstrationen  im  Herbst  89. 


1)  aus:  Min.  f.  Staatssicherheit,  Bczirksverwal- 
mng  Leipzig  :  Informationen  zum  Verlauf  des  Kir- 
chentagskongresses  der  Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche  Sachsens  vom  06-09.  07.  89  in  Leipzig 
(07.  07.  89) 

2)  aus:  Min.  f.  Staatssicherheit,  Bezirksverwal- 
tung  Leipzig:  Informationen  zum  Verlauf  des  Kir- 
chentagskongresscs  und  Kirchentag  der  Evangelisch- 
Lutherischen  Landeskirche  Sachsens  vom  06-09.  07. 
89  in  Leipzig  (09.  07.  89) 

3)  s.o.  4)  s.o.  5)  s.o.  6)  s.o.  7)  s.o. 


Anläßlich  des  Besuchs  des  chinesi¬ 
schen  Außenministers  Quian  Quichen 
Anfang  März  1992  bei  der  Bundesregie¬ 
rung  in  Bonn  hat  amnesty  international 
eine  Zusammenfassung  der  Mcnschcn- 
rcchtssituation  veröffentlicht.  Darin 
heißt  es  u.a: 

„Seit  der  blutigen  Niederschlagung 
der  Demokratiebewegung  Anfang  Juni 
1 989  hat  sich  nach  Auffassung  von  amne¬ 
sty  international  die  Menschenrechtssi¬ 
tuation  nicht  grundlegend  geändert. 
Immer  noch  befinden  sich  viele  hundert 
Anhänger  der  Demokratiebewegung 
ohne  Anklage  oder  Gerichtsverfahren  in 
Haft.  Anfang  1991  wurden  mehrere  pro¬ 
minente  Aktivisten  der  Demokrariebewe- 
gung  vor  Gericht  gestellt  und  zu  I  laftstra- 
fen  bis  zu  1 3  Jahren  verurteilt.  Die  chine¬ 
sische  Justiz  blieb  damit  unterhalb  der 
Dauer  der  Haftstrafen,  die  gegen  die 
heute  noch  einsitzenden  führenden  Ver¬ 
treter  des  „Pekinger  Frühlings“  von  Ende 
der  70er  Jahre  verhängt  worden  waren. 
Die  Prozesse  waren  nicht  öffentlich,  mit 
Blick  auf  das  Ausland  wurde  jedoch  von 
der  amtlichen  chinesischen  Presse  aus¬ 
führlich  berichtet.  Weitaus  weniger  be¬ 
kannt  isr,  daß  zahlreiche  Personen,  die 
nicht  im  Lichte  der  Öffentlichkeit  stehen, 
aufgrund  der  friedlichen  Ausübung  ihrer 
grundlegenden  Menschenrechte  während 
der  Demokratiebewegung  zu  Strafen  bis 


zu  20  Jahren  Haft  verurteilt  wurden.  Der 
Vorwurf:  "Konterrevolutionäre  Agitation 
und  Propaganda“.  Über  diese  Prozesse 
wurde  so  gut  wie  nichts  öffentlich  berich¬ 
tet.  Auch  heute  riskieren  Dissidenten  in 
China  Festnahme,  Verfahren  und  mehr¬ 
jährige  Haft.  Selbst  Menschen,  die  sich 
geringste  politische  Delikte  zu  Schulden 
kommen  lassen,  müssen  Repression  und 
Schikane  furchten.  (...) 

Gerichtsverfahren,  die  den  chinesi¬ 
schen  Gesetzesbestimmungen  folgen,  ent¬ 
sprechen  bei  weitem  nicht  den  internatio¬ 
nalen  Grundsätzen  für  einen  fairen  Pro¬ 
zeß.  Weder  das  Recht  auf  genügend  Zeit 
und  ausreichende  Mittel  zur  Vorberei¬ 
tung  der  eigenen  Verteidigung  noch  das 
Recht,  solange  als  unschuldig  zu  gelten, 
bis  ein  unabhängiges  und  zuständiges  Ge¬ 
richt  die  Schuld  festgestellt  hat,  sind  ga¬ 
rantiert.  In  den  meisten  Fällen  wird  das 
Gerichtsurteil  bereits  vor  der  Verhand¬ 
lung  festgelegt.  Chinesische  Juristen  spre¬ 
chen  offen  von  der  Praxis  „erst  das  Urteil, 
dann  die  Verhandlung.  (...) 

Nach  der  Niederschlagung  der  De¬ 
mokratiebewegung  von  1989  wurden 
mehrere  „Anti-Krimi nalitäts-  und  Säu¬ 
berungskampagnen“  gestartet.  (...) 

Inoffiziellen  Berichten  zufolge  haben 
allein  im  vergangenen  Jahr  über  20.000 
Hinrichtungen  stattgefunden.  Amnesty 
international  erhält  immer  wieder  Berich¬ 
te  über  die  öffentliche  Zurschaustellung 
von  zum  Tode  Verurteilten.  Die  Delin¬ 
quenten  werden  zur  „Erziehung  der  Mas¬ 
sen“  manchmal  in  Stadien  und  auf  öffent¬ 
liche  Plätze  geführt,  wo  lO.OOOdc  der 
Verkündung  des  Todesurteils  beiwoh¬ 
nen.  Anschließend  werden  die  Verurteil¬ 
ten  zur  Hinrichtung  abgeführt.  Als  Zeug¬ 
nis  der  Grausamkeit  dieser  Strafe  betrach¬ 
tet  amnesty  international  auch  Berichte 
über  die  Entnahme  von  Organen  zwecks 
Transplantation  nach  der  Hinrichtung.“ 

Die  deutsche  Wirtschaft  be¬ 
grüßt  Chinas  Außenminister 

Nach  der  blutigen  Niederschlagung 
der  Studenten  und  Arbeiter  im  Juni  1989 
war  auch  die  Bundesregierung  gezwun¬ 
gen,  die  chinesische  Regierung  zu  boykot¬ 
tieren.  Seit  Februar  1992  hat  sich  aber 
auch  offiziell  eine  Wende  in  den  Bezie¬ 
hungen  zu  China  angekiindigt.  Die  ent- 
wicldungspolitischc  Sprecherin  der  FDP 
im  Bundestag,  I.  Walz,  setze  sich  für  eine 
Änderung  der  im  Oktober  1 990  beschlos¬ 
senen  Entwicklungshilfepolitik  ein.  Frau 
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Internationale  Untersuchungskommission  der  demokratischen  und27. 

Arbeiterbewegung  gegen  die  Unterdrückung  in  China 


Yii  Wu,  Mitglied  der  Leitung  der  im 
Exil  lebenden  autonomen  Arbeiterver¬ 
einigung  von  Peking,  und  weitere  An¬ 
hänger  der  Demokratiebewegung  im  Exil, 
sowie  die  „Internationale  Untersuchungskom¬ 
mission“  haben  im  Januar  1 991  den  Vorschlag 
eines  internationalen  Meetings  in  Hong  Kong 
gemacht  -  eines  Meetings  ftir  die  Befreiung 
aller  politischen  Gefangenen,  für  das  Recht  auf 
unabhängige  Organisationen.  Dieser  Vor¬ 
schlag  hat  in  34  Landern  breite  Unterstützung 
gefunden  und  wurde  von  den  Gewerkschafts¬ 
und  Dcmokraticbcwegungen  Hong  Kongs  be¬ 
grüßt. 

Zu  den  Unterstützern  gehören  u.a. 

Edmund  Baluka,  Gewerkschafter  Solidar- 
nosc  80  (Polen);  Jeremy  Corbyn,  Labour 
Part}',  Parlamentsmitglied  (Großbritannien); 
Jos^  Dirccu,  Generalsekretär  der  Arbeiterpartei 
(PT)  und  M.  Laura  S.  Pinheiro,  Abgeordnete 
der  PT  (Brasilien);  Norbert  Gansei,  Vizepräsi¬ 
dent  der  SPD-Fraktion  im  Bundestag 
(Deutschland);  Louiza  Hanoune,  Sprecherin 
der  Arbeiterpartei  (Algerien);  A.  Issaev  und  K. 

Walz  will  die  Menschenrechtspolitik  von 
„sachfremden  Kriterien“  frei  gehalten 
sehen.  Damit  meint  sie  die  Verstärkung 
der  wirtschaftlichen  Beziehungen  zu  Pe¬ 
king.  „Wirtschaftliche  Reformen  bedeu¬ 
ten  auch  politische  Freiheiten“.  Davon  ist 
in  China  allerdings  nichts  zu  spüren,  wie 
der  Bericht  von  amnesty  international 
zeigt.  Es  geht  vielmehr  ums  Geschäft.  Die 
billigen  Lohnkosren  verlocken.  Deshalb 
steht  den  Unternehmern  natürlich  eine 
Bürokratie  nicht  sehr  fern,  die  die  Streiks 
der  Arbeitnehmerinnen  blutig  zerschlägt. 
Außerdem  werden  selbst  Produkte,  die 
die  „besonders  billigen“  chinesischen 
Zwangsarbeiter  unter  schlimmsten  Be¬ 
dingungen  in  Arbeitslagern  herstellen, 
nach  Europa  und  in  die  USA  exportiert, 
(s.  Bericht  vom  „Spiegel“  vom  7.  10.  91). 

„Vor  ein  paar  Jahren  hat  Deng  festge- 
stcllt,  man  hätte  im  Kampf  gegen  die  De¬ 
mokratiebewegung  von  1979  ruhig  ein 
paar  Leute  mehr  hinrichten  können,  die 
Herren  Kapitalisten  würden  schon  wie¬ 
derkommen“  (zitiert  nach  FR  vom 
4.02.92)  und  die  Fakten  geben  Deng 
recht. 

Bitter  ist  für  viele  Sozialdemokratin¬ 
nen,  daß  der  chinesische  Außenminister 
auch  von  Vertretern  der  SPD-Fraktion 
empfangen  wurde.  Dagegen  unterstützen 
mehrere  verantwortliche  Sozialdemokrat¬ 
innen  und  Gewerkschaftsverantwortliche 
die  „Internationale  Untersuchungskoni¬ 
mission“  (s.  nebenstehenden  Bericht), 
denn  allein  die  aktive  Solidarität  mit  den 
politischen  Verfolgten  ist  die  Verantwor¬ 
tung  der  sozialdemokratischen  Partei  und 
der  deutschen  Arbeiterbewegung,  an 
deren  Anfängen  der  Kampf  für  soziale 
und  demokratische  Rechte  stand. 

M.A/C.B. 


Boukctov,  Führer  des  Bundes  der  Anarcho- 
Syndikalisten  (UdSSR);  M.  Molcira,  Abgeord¬ 
neter,  Führer  der  MAS  (Venezuela);  Matos  Pa- 
palosakis,  Führer  der  Gewerkschaft  der  Kran¬ 
kenhausärzte  (Griechenland);  L.Z.  Razafir- 
manjary,  Generalsekretär  der  Gewerkschaft  der 
Arbeiter  Madagaskars;  Ralph  Schocnmann, 
ehemaliger  Sekretär  des  Russel-Tribunals; 
Alioune  Sow,  Generalsekretär  der  Demokrati¬ 
schen  Union  der  Arbeiter  des  Senegals 
(UDTS);  Yann  Celene  Uregei,  Führer  der 
FULK  (Neu-Kalcdonicn) 

Weitere  Unterzeichner  aus  Deutschland 
sind  u.a.: 

Ingo  Eichelberg,  (Betriebsrats-Vorsitzen¬ 
der,  ÖTV,  SPD-UB-Vorsrand  Dessau;  Dr. 
Sieglinde  Winter,  Mitglied  im  ÖTV-KV, 
Halle;  Thomas  Rudolph,  Initiative  Frieden 
und  Menschenrechte,  Sachsen;  Günther 
Gcntsch,  Mitglied  des  SPD-Parteirats;  Christi¬ 
ne  Kretzschmar,  SPD-Stadtverordnete;  Hans- 
Jörg  Kretzschmar,  stellvertr.  AfÄ-Landesvo nut¬ 
zender  Sachsen;  Bernd  Meuchcr,  SPD-Stadt- 
verordnerer;  Reinhard  Pienitz,  Mitglied  des 
SPD-AfA-Bundesvorstandes;  Bernhard  Krabi- 
ell,  Gcwcrkschaftssckrctär  ÖTV,  SPD;  Gu- 
drun  Schaich-Walch;  MdB-SPD;  Cornelia 
Matzke,  Michael  Arnold,  (beide  im  Vorstand 
der  Fraktion  Bündnis  90/  Grüne  im  sächsi¬ 
schen  Landtag),  Carla  Boulboull^  (Landtags- 
abgcoidnctc,  NRW);  H.-G.  Fritz,  Mitgl.im 
Bundesvorstand  der  IG  Medien,  SPD;  Adam 
Fcuster,  Bezirksvors.  der  GEW  Frankfurt) 

Wer  die  Delegation  unterstützen  möchte, 
wendet  sich  bitte  an  Carla  Boulboulle,  Stcrn- 
str.  50,4000  Düsseldorf  30,  Tel.:021 1/498  19 
10;  Fax-Nr.:  021 1/498  26  97 

Spendenkonto  A.  Bahner-Sonderkonto; 
Postgiroamt  5000  Köln,  Nr.  354454-507 

Auszüge  aus  dem  Aufruf: 

„Solidarität  mit  den 
politisch  Verfolgten 
in  China“ 

„Wir  stellen  fest,  daß  sich  dreißig  Monate 
nach  dem  blutigen  4.  Juni  1989  die  Repressi¬ 
on  fortserzr, 

-  Zchntausende  werden  noch  immer  vom 
Regime  Li  Pengs  und  Deng  Xiao  Pings  gc- 
fangengehalten; 

-  die  Behörden  des  Landes,  und  insbeson¬ 
dere  das  Pekinger  Gericht,  haben  selbsr  zuge¬ 
geben,  daß  die  Anwendung  von  Folter  Tau¬ 
sende  von  Gefangenen  betrifft;  (...) 

Wir  stellen  fest,  daß  die  chinesischen  Ar¬ 
beiterinnen  und  Studentinnen  kein  Verbre¬ 
chen  begangen  haben, 

-  ihr  einziges  „Vergehen“  ist  es,  ihre  eige¬ 
ne,  von  der  Staatsmacht  unabhängige  Orga¬ 
nisation  aufgebauc  zu  haben,  besonders  den 
Auronomen  Arbeirerverband  Pekings  und 
die  Unabhängige  Studentenunion  Pekings; 
und  daß  sie  in  den  letzten  Tagen  des  Monats 
Mai  1989  die  permanente  Union  gebildet 
haben,  die  verschiedene  Teile  der  Studenten¬ 
schaft,  der  Inrelektuellen,  Arbeiterinnen  und 


Bürgerinnen  Pekings  vereint; 

-  die  Arbeiter-  und  Studentenunion  hat¬ 
ten  sich  zum  Ziel  gesetzt,  friedlich  und  unter 
Respektierung  der  Gesetze  der  Volksrepublik 
China  zu  handeln,  für  Demokratie,  gegen 
Korruption  und  Privilegien,  gegen  soziale 
Ungerechtigkeit. 

Wir  stellen  fest,  daß  die  Völker  der  Welt 
den  Hilferuf  ihrer  chinesischen  Freunde 
nicht  vergessen  haben. 

-  Mehrere  Delegationen  haben  sich  im 
Lauf  des  Jahres  1991  nach  China  begeben 
können.  Andere  wurden  von  den  Pekinger 
Autoritäten  daran  gehindert.  Aber  keiner 
einzigen  war  es  möglich,  wirkliche  Untersu¬ 
chungen  durchzuführen  oder  die  Gefange¬ 
nen  und  ihre  Familien  zu  besuchen; 

-  eine  internationale  Untersuchungskom¬ 
mission  der  demokratischen  und  Arbeiterbe¬ 
wegung  hat  sich  gebildet,  um  ans  Licht  zu 
bringen,  welcher  Verfolgung  die  chinesi¬ 
schen  Arbeiter  zur  Zeit  ausgesetzt  sind.  (...) 

Sie  hat  niemals  die  Einreiseerlaubnis  er¬ 
halten,  um  die  sie  nachgesucht  hatte,  um  vor 
Ort  Untersuchungen  anstcllcn  und  den  Völ¬ 
kern  der  Welt  die  Wahrheit  bekanntgeben  zu 
können; 

-  hingegen  empfängt  die  chinesische  Re¬ 
gierung  Unternehmer  und  Bankiers,  Vertre¬ 
ter  der  Regierungen,  unter  anderem  die  des 
rassistischen  Regimes  Südafrikas. 

Wir  stellen  fest,  daß  eine  Bedingung  der 
Ausübung  der  Demokratie  das  unantastbare 
Recht  ist,  von  der  Staatsmacht  unabhängige 
Organisationen  aufzubauen,  und  besonders 
Gewerkschaften. 

-  Keine  der  Ursachen,  die  das  chinesische 
Volk  dazu  gebracht  haben,  sich  in  der  großen 
Volksbewegung  von  1989  gegen  das  korrup¬ 
te  Regime  aufzulehnen,  ist  beseitigt,  im  Ge¬ 
genteil;  zahlreiche  Informationen  beweisen 
die  Existenz  und  Wiederbelebung  unabhän¬ 
giger  Bewegungen.  (...) 

Wenn  ein  solches  Meeting  in  Hong  Kong 
stattfindet,  wird  die  chinesische  Regierung 
die  Information  n icht  verbieten  können,  und 
die  Reaktionen  darauf  werden  in  ganz  China 
zu  spüren  sein.  Die  chinesische  Regierung 
klagt  die  Regierungen  immer  an,  sich  in  die 
inneren  Angelegenheiten  des  Landes  einzu- 
mischcn.  Aber  wird  Li  Peng  die  Arbeiter  der 
Welt  anklagen  können,  wenn  diese  aus  allen 
Ländern  Vertreter  schicken,  um  ihre  chinesi¬ 
schen  Brüder  und  Schwestern  zu  verteidi¬ 
gen?. 

Wir  beschließen,  zur  Bildung  einer  inter¬ 
nationalen  Delegation  aufzurufen,  die  die 
demokratische  und  Arbeiterbewegung  in  all 
ihrer  Differenziertheit  darstellr,  um  dem  chi¬ 
nesischen  Volk  cntgcgcnzugchen. 

Wir  schlagen  vor,  uns  nach  China  zu  be¬ 
geben,  um  die  Gefangenen  und  ihre  Famili¬ 
en  zu  besuchen. 

Die  internationale  Delegation  wird  in 
einem  Meeting  in  Hong  Kong  am  1.  Mai 
1992,  einem  symbolischen  Datum,  von  ihrer 
Reise  nach  China  berichten. 

Wir  werden  die  Stimme  der  Völker  hören 
lassen...“ 
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Kurzmeldungen 


Realeinko  m  men 

fiir  Arbeitnehmer  gesunken 

Nach  Angaben  des  Statistischen  Bun¬ 
desamtes  sind  die  monatlichen  realen  Ein¬ 
kommen  von  4-Personen-Arbeitnehmer- 
haushalten  in  den  neuen  Bundesländern 
im  1.  Halbjahr  1991  im  Vergleich  zum  2. 
Halbjahr  1990  gesunken.  Waren  es  noch 
2751. —  DM  im  2.  Halbjahr  1990,  so 
waren  es  im  ersten  Halbjahr  1991  nur 
noch  2525. —  DM.  Das  ist  ein  Einkom- 
mensvcrlust  von  8,21  % 

(Neue  Zeit  6.3.1992) 

Ost-Sklaven  auf  Westbaustcllen 

Die  Arbeitgeber  setzen  vermehrt  Ar¬ 
beitnehmerinnen  aus  Polen  und  der 
CFSR  illegal  auf  Baustellen  ein.  So  nennt 
die  IG  Bau  Steine  Erden  ein  Beispiel  aus 
Bochum:  die  Industrie-Consulting  be¬ 
rechnete  hier  einen  Regelstundcnsatz  von 
30. —  DM.  Reguläre  deutsche  Bauunter¬ 
nehmen  dagegen  kalkulieren  die  Fachar¬ 
beiterstunde  auf  60. —  DM.  Auf  einer 
Baustelle  in  Mülheim-Kärlich  würden  die 
Werkvertrags-Arbeitnehmer  mit  Stun¬ 
denlöhnen  von  6,50  DM  abgespeist. 
Nach  Tarifvertrag  wären  aber  20,93  DM 
die  Stunde  zu  bezahlen. 

(Rheinische  Post  29.2.1992) 

Verlängerung  der 
Lebensarbeitszeit 

Helmut  Kohl  forderte  erneut  die  Ver¬ 
längerung  der  Lebensarbeitszeit.  Der  Prä¬ 
sident  des  Deutschen  Industrie-  und 
Handelstages  Stiehl  ergänzt:  „Wir  haben 
weltweit  die  ältesten  Schüler,  die  jüngsten 
Rentner,  den  längsten  Urlaub  und  die 
kürzesten  Arbeitszeiten  und  wollen  dazu 
die  höchsten  Löhne.  Das  geht  nicht  gut. 
Wir  müssen  wieder  mehr  arbeiten.“ 
Dreßler  nannte  den  Vorschlag  eine 
„Schnappsidee“,  während  dagegen  Oskar 
Lafontaine  erklärte,  daß  die  Diskussion 
zum  falschen  Zeitpunkt  geführt  werde.  Er 
lehne  die  Verlängerung  der  Lebensarbeits¬ 
zeit  auf  freiwilliger  Basis  nicht  grundsätz¬ 
lich  ab.  Der  DGB  forderte,  daß  die  Bun¬ 
desregierung  „mehr  Elan  darauf  verwen¬ 
den  (solle),  Arbeitsplätze  zu  schaffen  und 
zu  sichern,  anstatt  soziale  Standards  in 
Frage  zu  stellen.“ 

(LVZ  18.3.  1992) 


Konzertierte  Aktion 

Wirtschaftminister  Möllemann  will 
die  Konzertierte  Aktion  einberufen.  Da¬ 
gegen  hat  der  IG-Metallvorsitzende  Stein- 
kühler  erklärte,  daß  er  an  einer  solchen 
Runde  nicht  teilnehmen  werde. 

(LVZ  4/5.4.1992) 


Einladung  zum  Tagesseminar 

Für  ein  vereintes  Deutschland 
der  sozialen  Gerechtigkeit 
und  Demokratie 

-  Eine  historische  Chance?  - 

Die  revolutionäre  Bewegung  des  Volkes  hat  nach  über  40 
Jahren  das  SED-Regime  gestürzt  und  die  Mauer  zu  Fall  ge¬ 
bracht. 

Das  stalinistische  Regime  das  die  Bevölkerung  über  40  Jahre 
unterdrückt  hat,  das  die  Arbernehmerlnnen  rücksichtslos 
für  ihre  Privilegien  ausgebeutet  hat  -  und  so  die  Ideen  der 
Arbeiterbewegung  verunglimpft  hat  -  war  bankrott. 

Heute  erleben  die  Menschen  in  Ost  und  West  das  Scheitern 
der  Privatisierungspolitik  der  Regierung  Kohl,  dessen  Bilanz 
heißt:  Zerstörung  der  Industrie,  Massenarbeitslosigkeit  und 
sozialer  Kahlschlag. 

*  Welche  gesellschaftlichen  Alternativen  haben  wir? 

*  Welche  Folgen  haben  die  Verbrechen  des  Stalinis¬ 
mus  für  die  Arbeiterbewegung  und  ihre  Ziele? 

*  Welche  Politik  brauchen  wir  zur  Verteidigung  der 
sozialen  und  demokratischen  Interessen  der  arbeiten¬ 
den  Bevölkerung  und  Jugend  im  vereinten  Deutsch¬ 
land? 

An  der  Diskussion  werden  auch  Interessierte  aus  Ost¬ 
deutschland,  AfA-Mitglieder  und  Mandatsträger  aus  Sach¬ 
sen  teilnehmen- 


Wlr  treffen  uns 

Samstag,  den  25.  April,  1992,  10  Uhr 
im  Naturfreundehaus,  Morperstr.  128, 
4000  -  Düsseldorf-Gerresheim 

(Anmeldung  über  die  Redaktion) 
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